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Schleicher, Dr. Hans-Georg: 

Postkoloniale Entwicklung in Namibia 
An den Anfang meiner Ausführungen stelle ich drei durchaus auch provokative Fragen: 

·  Wie ist es um die Demokratie bestellt in einem Land nach mehr als 100 Jahren Kolo-
nialherrschaft, nach Apartheid und einem langen Befreiungskampf, das erst seit 16 
Jahren unabhängig ist? 

·  Wie kann ein Land, das extrem von naturräumlichen Gegebenheiten und außenwirt-
schaftlichen Faktoren abhängig ist, auf die es kaum Einfluss hat, eine stabile Wirt-
schaft entwickeln und die gewaltigen sozialen Unterschiede überwinden? 

·  Was ist mit den Kriegstrommeln in Südwest, wie ein Nachrichtenmagazin titelte? 
Wird Namibia mit der Durchführung der Landreform zu einem zweiten Zimbabwe? 

Zur Beantwortung dieser Fragen will ich zunächst auf die innenpolitische Situation eingehen, 
etwas zur wirtschaftlichen Entwicklung sagen und einige vertiefende Ausführungen zur Land-
reform machen, um mit dem Ausblick zu schließen: Quo vadis Namibia? 

Vorab drei einleitende Bemerkungen: 

·  Von zwei Wüsten eingerahmt ist Namibia fast zweieinhalbmal so groß wie Deutsch-
land, aber mit nur 2,4 Einwohner pro km2 nach der Mongolei das dünnst besiedelte 
Land der Erde. 

·  60 Prozent der Bevölkerung leben gedrängt auf einem begrenzten Gebiet im verhält-
nismäßig fruchtbaren ländlichen Norden des Landes, ein Drittel in den Städten. 

·  Nach relativ kurzer, aber nachhaltiger deutscher Kolonialzeit 1884 bis 1915 wurde 
Namibia als Treuhandgebiet des Völkerbundes bzw. der UNO von Südafrika verwaltet 
und dann widerrechtlich okkupiert, bis es 1990 nach einem langen Befreiungskampf 
mit beträchtlicher internationaler Unterstützung seine Unabhängigkeit erhielt – als 
letzte Kolonie in Afrika. 

Politische Entwicklung und Situation 
Im afrikanischen Maßstab verfügt Namibia über eine vergleichsweise große politische Stabili-
tät, auch die demokratische Entwicklung unterscheidet sich wohltuend von vielen afrikani-
schen Staaten. 

Wichtige demokratische Elemente dieser Entwicklung: 

·  Grund- und Menschenrechte sind in der Verfassung verankert und sind auch nicht 
durch Zwei-Drittel-Beschlüsse einzuschränken; die namibische Menschenrechtsbilanz 
ist in Afrika sehenswert. 

·  Die Verfassung ist intakt und beispielhaft. 

·  Unabhängige Gerichte funktionieren. 

·  Es gibt mehrere Parteien. 

·  Mit seiner Presse- und Meinungsfreiheit belegt Namibia einen vorderen Platz in Afri-
ka. 

·  Es finden regelmäßige freie Wahlen statt. 
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Zur Regierungspolitik des Landes ist zu sagen, dass die Strategie eine Einbindung von Inte-
ressengruppen und verschiedenen Ethnien u. a. auch durch eine Regierungsbeteiligung bein-
haltet. Seit der Unabhängigkeit wird eine erklärte Aussöhnungspolitik verfolgt, die – kriti-
schen Stimmen zufolge – die Interessen der neuen politischer Elite mit denen des nationalen 
und internationalen Kapitals ausgesöhnt hat. Teile der alten Wirtschaftselite schienen das 
mißzuverstehen. Das zentralistisch geführte Präsidialregime sieht umfangreiche Exekutiv-
vollmachten des Präsidenten vor. Politische Realität ist eine faktische Monopolstellung der 
SWAPO – Kritiker sprechen von einem de facto Trend zum Einparteienstaat. Tatsächlich gibt 
es kurz- oder mittelfristig jedoch keine politische Alternative zur SWAPO als Regierungspar-
tei. Die Rolle eines demokratischen Korrektivs wird von der unabhängigen Justiz und den re-
gierungskritischen Printmedien, nur begrenzt von Nichtregierungsorganisationen wahrge-
nommen. 

2005 hat es einen Wechsel in der Präsidentschaft vom Gründungsvater der Nation Sam Nu-
joma, der bis 2007 noch SWAPO-Präsident bleibt, zu Hifikepunye Pohamba, einem engen 
Kampfgefährten Nujomas, gegeben. 

Die derzeitige politische Situation ist dadurch gekennzeichnet, dass es keine gravierenden 
ethnischen Konflikte, aber durchaus latente Probleme bei einigen Bevölkerungsgruppen gibt. 
Die kolonialen Wirtschaftsstrukturen und die alte Verwaltung blieben bei der Unabhängigkeit 
im wesentlichen unangetastet. Auch in Namibia gibt es Ansätze typisch postkolonialer Ten-
denzen wie Korruption, Nepotismus und Amtsmissbrauch, auch Erscheinungen von Unduld-
samkeit, Verkrustung und Intoleranz. Namibia schneidet bezüglich der Korruption in Afrika 
vergleichsweise noch sehr gut ab. Der neue Präsident hat in seiner Politik einige neue Akzen-
te gesetzt – Null-Toleranz gegenüber der Korruption mit einem entsprechenden Gesetz, einer 
Kommission und der Ablösung von Funktionären. Es hat ein Treffen mit und die Einbezie-
hung von Oppositionsführern in staatspolitische Aktivitäten gegeben. Pohambas Betonung ei-
nes eigenen politischen Profils hat eine positive Resonanz in Namibia gefunden. 

Das Hauptproblem der namibischen Demokratie ist die (hausgemachte) Schwäche der Oppo-
sition. Die SWAPO erhielt bei den beiden letzten Wahlen jeweils 76% der Stimmen. Die 
SWAPO besitzt mit ihrer Drei-Viertel-Mehrheit absolute Handlungsfreiheit. Sie befindet sich 
im Prozess des Übergangs von einer breiten Dachorganisation zu einer Partei. Es gab Kritik 
an ungenügender Toleranz, Transparenz und innerer Diskussion. Dann hat es auf dem Partei-
tag 2004 Bewegung in der innerparteilichen Entwicklung gegeben. Beobachter sehen Anzei-
chen, dass Präsident Pohamba dem Rechnung trägt. 

Die einzigen beiden relevanten Parteien außerhalb der SWAPO sind mit 5 bzw. 7 % Stim-
menanteil nicht in der Lage, eine Opposition im Sinne einer demokratischen Alternative zu 
bilden. Die DTA mit dem Stigma der ehemaligen Kollaboration mit Südafrika krankt seit der 
Unabhängigkeit an stark sinkender Unterstützung und sieht einer ungewissen Zukunft entge-
gen. Der COD entstand 1999 aus Oppositionellen gegen und Kritiker aus der SWAPO, die 
Partei thematisiert Korruption, Nepotismus, Intoleranz; bietet aber keine eigene Alternative. 
Daneben gibt es noch mehrere kleinere Parteien. Außer SWAPO und COD stützen sich alle 
Parteien auf jeweils nur eine ethnische Gruppierung. 

Die Ursachen für die anhaltende Dominanz der SWAPO sind sowohl in dem auch weiterhin 
anhaltenden Bonus der Befreiungsbewegung, als auch in der Schwäche der Opposition zu su-
chen. Außerdem honoriert der Wähler offenkundig die unzweifelhaft positiven Veränderun-
gen seit der Unabhängigkeit wie dem Bau von Straßen, der Versorgung mit Strom und Was-
ser sowie dem Häuserbau. Andererseits bestehen weiterhin Probleme wie die erhöhete Ar-
beitslosigkeit, eine fortbestehende soziale Kluft und die ungelöste Landfrage. Vielleicht liegt 
– wie das evtl. auch im benachbarten Südafrika ansteht – mittelfristig die Lösung ja doch in 
einem stärkeren Differenzierungsprozess innerhalb der SWAPO? 
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Wirtschaft 
Namibia verfügt über eine Reihe ungünstiger ökonomischer Rahmenbedingungen, das betrifft 
vor allem: 

·  Probleme bedingt durch Klima und Geographie, besonders den Mangel an Wasser; 

·  die Abhängigkeit vom Rohstoff-Weltmarkt; 

·  die Abhängigkeit von Südafrika (80% der Importe, Randzone); 

·  die geringe Einwohnerzahl (2 Mio.) und damit einen entsprechend kleinen Markt; 

·  die enormen wirtschaftlichen und sozialen Diskrepanzen im Lande. 

Namibias Wachstumsrate lag bisher durchschnittlich nur bei drei an Stelle der angestrebten 
fünf Prozent. Die Wirtschaft Namibias wird bestimmt 

·  durch einen extraktiven Sektor (Bergbau, Fischerei), der von transnationalen Konzer-
nen dominiert wird; 

·  durch einen kleinen kommerziellen Agrarsektor mit begrenztem Potential; 

·  durch eine unterentwickelte verarbeitende Industrie (Fleisch-, Fischverarbeitung) so-
wie 

·  durch einen prosperierenden Tourismus. 

Alle Sektoren sind jedoch krisenanfällig. Positiv ist die relativ moderne Infrastruktur – Nami-
bia ist eines der bestvernetzten Länder Afrikas. Es verfügt über eine funktionierende Verwal-
tung und einen entwickelten Finanzsektor. Negativ ist die Stärke des südafrikanischen Rand, 
an den der Namibia-Dollar gekoppelt ist. Sie beeinträchtigt den Export des Landes. 

Die Wirtschaftspolitik orientiert sich auf ein Wachstumsmodell mit einer nachholenden In-
dustrialisierung, die abhängig von Technologie- und Kapitalimport ist und durch Exporte fi-
nanziert werden soll. Objektive Probleme sind der Preisverfall der Rohstoffe im Bergbau- und 
Agrarsektor, die Verschlechterung der terms of trade (in den 1990er Jahren um 25 %), die un-
sichere Ressourcenbasis beim Wasser und den Fischbeständen und die Verluste bei den 
SACU-Zolleinnahmen nach Abschluss des Freihandelsabkommens EU- Südafrika.  

Hinzu kommen Probleme, die sich aus politischen und gesellschaftlichen Entwicklungen er-
geben: 

·  die Versöhnungspolitik erschwert Strukturveränderungen; 

·  die Beibehaltung des aufgeblähten kolonial strukturierten Verwaltungsapparates; 

·  die staatlichen Unternehmen (ein Erbe Südafrikas) mit ihren monopolistischen Prakti-
ken, niedriger Produktivität, hohen Schulden und ineffizientem Management; 

·  es hat bisher keine grundsätzlichen wirtschaftlichen Verbesserungen für die Bevölke-
rungsmehrheit gegeben; 

·  eine niedrige Arbeitsmoral, wachsende Kriminalität, die Zunahme von Autokratie, 
Korruption, Nepotismus; 

·  eine beträchtliche Zahl ausländischer Flüchtlinge. 

Dem stehen positive Entwicklungen und Erwartungen gegenüber: 

·  die Politik der Investitionsförderung (mit begrenzten Erfolgen); 

·  der Ausbau der regionalen Infrastruktur mit dem Hafen Walvis Bay zur regionalen 
Drehscheibe, durch Verkehrskorridore mit Autobahnen ins Innere des Subkontinents, 
durch eine Bahnlinie im Norden bis an die angolanische Grenze; 
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·  die geplante Erschließung eines großen Erdgasfeldes vor der Südküste mit dem Bau 

eines Gaskraftwerkes und dem möglichem Export von Gas; 

·  die Beendigung des Bürgerkriegs in Angola, die die Möglichkeit des Ausbaus der     
ökonomischen Kooperation bietet; 

·  die neue Regierung Pohamba orientiert auf Kostenbewusstsein, Leistungsorientierung 
und auf die Bekämpfung der zunehmenden Korruption. 

Die größten Herausforderungen liegen im sozialen Bereich. Namibia ist ein Land mit mittle-
rem Einkommen (2.370 US$), aber gleichzeitig das Land mit der größten Ungleichheit der 
Einkommens- und Vermögensverteilung. Zehn Prozent der Bevölkerung verfügen über 65 
Prozent des Einkommens, die ärmsten 10 Prozent nur über 0,5 Prozent des Einkommens. 
Massive Diskrepanzen bestehen zwischen den verschiedenen Bevölkerungsgruppen (insbe-
sondere Weißen und Schwarzen), zwischen Stadt und Land, zwischen neuer Ober- und Mit-
telschicht und der armen Mehrheit der Bevölkerung.  

Die Ausgaben für soziale Sektoren (32 Prozent) sind noch hoch, sinken aber. Die Arbeitslo-
sigkeit ist ständig gestiegen und liegt offiziell bei 35 Prozent, realistischer jedoch über 40 
Prozent. Hinzu kommt eine hohe Unterbeschäftigung auf dem Lande, insgesamt betrifft das 
70 Prozent der Bevölkerung. Mit 70.000 befinden sich etwa ein Drittel aller formellen Ar-
beitsplätze im öffentlichen Dienst. Das Erbe der Apartheidvergangenheit schließt einen nied-
rigen Bildungsstand und den Mangel an Fachkräften ein.  

Immerhin hat Namibia nach Südafrika anteilmäßig die zweithöchsten Aufwendungen für Ge-
sundheit im subsaharischen Afrika, aber nicht ausreichend – insbesondere wegen HIV/AIDS. 
22 Prozent der Bevölkerung zwischen 15 und 49 Jahren sind infiziert, Namibia hat die 
schnellste Zunahmerate. Die Lebenserwartung ist von 61 auf 48 Jahre (2003) gefallen, es gibt 
bereits ca. 100.000 Aidswaisen. 

Ein Second National Development Plan strebt die Erhöhung des Pro-Kopf-Einkommens um 
12 Prozent an. Eine langfristige „Vision 2030“ hat die Bekämpfung der Armut als zentrales 
Leitmotiv. Schwerpunkte sind die Verbesserung der Lebensqualität (Bildung, Gesundheit, 
Armutsbekämpfung), der Erhalt und das Management der natürlichen Ressourcen (Wasser, 
Land, Fischgründe), die Schaffung eines die Entwicklung fördernden Umfeldes (regionale In-
tegration, internationale Beziehungen, gute Regierungsführung, politische Stabilität, nachhal-
tige Entwicklung). Das mit „Vision 2030“ verbundene Ziel der Umwandlung Namibias von 
einem lower middle in ein high income country (Lebensstandard eines Industrielandes) er-
scheint jedoch wenig realistisch. 

Landreform 
52 Prozent der LNF wird von 4.200 kommerziellen (zumeist weißen) Farmern bewirtschaftet, 
der Rest ist größtenteils kommunales Farmland, wo 50 Prozent der Bevölkerung primär von 
Subsistenzwirtschaft leben. Die Landfrage war zentrales Thema des Befreiungskampfes. Mit 
der Unabhängigkeit blieben die Besitzverhältnisse unangetastet. Die Verfassung garantierte 
Eigentum, Landtransfer ist nur gegen Kompensation möglich. Es gibt einen Konsens über die 
Notwendigkeit einer Landreform, aber der Spielraum ist durch Sachzwänge und Probleme 
begrenzt. 

Sachzwänge: 

·  Nur 42 Prozent des Landes sind LNF, davon 1 Prozent für Ackerbau nutzbar; 

·  In Zentralnamibia werden 7-10 ha pro GVE benötigt, in Südnamibia mehr als 20 ha; 
eine Aufteilung der Großfarmen ist deshalb nur begrenzt möglich; 

·  Farmen unter 1.000 ha sind dort nicht wirtschaftlich; 

·  die Verfügbarkeit von Wasser ist begrenzt; der Grundwasserspiegel sinkt. 



 5 
Probleme: 

·  Forderungen nach Rücknahme geraubten Landes durch Gewerkschaften, den Klein-
bauernverband und andere NGO’s); Landbesitz wird mit Reichtum identifiziert; 

·  die Notwendigkeit der Verhinderung eines Exodus weißer Farmer; 

·  Aufwändige Finanzierung und Erschließung der Infrastruktur im Rahmen einer Land-
reform; 

·  Ökologisch überforderte kommunale Gebiete im Norden; 

·  eine schleichende „Privatisierung“ kommunalen Landes; Konflikte um Weideland;  

·  viele kommerzielle Farmen sind aufgrund natürlicher Gegebenheiten existenzbedroht. 

Die Politik zur Landfrage ist ein Balanceakt. Die Landreform begann zunächst sehr zögerlich, 
Druck entstand durch die Entwicklungen in Zimbabwe. 2005 gab es einen ersten Zwangsver-
kauf wegen überhöhter Preisforderungen. Die Regierung verhinderte Farmbesetzungen wie in 
Zimbabwe. Bei der Landreform werden zwei Instrumente angewendet. Im Rahmen einer Um-
siedlungspolitik kaufte die Regierung bisher 146 Farmen (930.000 ha) und siedelte 1.500 Fa-
milien an, die Unterstützung mit Gerätschaften und durch Ausbildung erhalten. Im Rahmen 
einer Wirtschaftsförderung über Kredite werden Kredite zu Vorzugsbedingungen an finanz-
kräftige Schwarze zum Kauf und zur kommerziellen Bewirtschaftung von Farmen ausgereicht 
– bisher für 500 Farmen mit 3,4 Mio. ha. Es gibt aber erhebliche wirtschaftliche Schwierig-
keiten, vor allem Probleme mit Zins- und Kreditrückzahlung und dem Missbrauch der Kredi-
te. Insgesamt wollen weitere 243.000 Menschen Land, dafür werden 9 Mio. ha und 900 Mio. 
N$ (für 5 Jahre) benötigt. 

Die Landreform ist ein gesamtgesellschaftliches Problem und ein langwieriger Prozess. Land-
reform ist keine Armutsbekämpfung, sie ist aber notwendig zur „Wiederauferstehung der See-
le des Volkes“. Probleme bei der Verwirklichung der Landreform sind u. a. die Kriterien für 
die Auswahl zu enteignender Farmen, die Festlegung gerechter Entschädigungen statt über-
höhter Preise, aber auch negative Erfahrungen mit bisherigen Umsiedlungs-Projekten. M. E. 
gibt es Reserven in der Erschließung bisher nicht genutzter Landreserven. 

Quo vadis Namibia? 
Immer wieder wird in einigen Medien, aber nicht nur dort die Frage gestellt: Wird Namibia 
ein zweites Simbabwe? 

Argumente, die dafür sprechen: 

·  Beide Länder haben eine ähnliche Geschichte als Siedlerkolonie mit rassistischen 
Minderheitsregimes; 

·  in beiden wurde ein bewaffneter Befreiungskampf; 

·  die Bevölkerungsstruktur ist ähnlich: das starke soziale entspricht weitgehend dem 
rassischen Gefälle; 

·  es gibt eine defizitäre postkoloniale Entwicklung: 

–  unzureichende Landreform 

–  unveränderte soziale Probleme 

–  oberflächliche Aussöhnungspolitik ohne Vergangenheitsbewältigung; 

·  es gab Formen eines autoritären Führungsstils; 

·  das politische Kräfteverhältnis ist ähnlich mit einer starken dominanten Partei. 

Argumente, die dagegen sprechen: 
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·  die Erfahrung mit dem Desaster der Entwicklung in Zimbabwe; 

·  die völlig unterschiedliche Situation in der Entwicklung der Landfrage: 

–  es gab keine willkürliche Landvergabe; 

–  die Landfrage ist ein internes Problem, es gibt kein ausländisches Feindbild; 

–  eine Zuspitzung der Landfrage durch die Hereros wurde von der Regierung abge-
lehnt; 

–  es gibt anhaltende kontinuierliche Bemühungen um die Landreform seit 1991; 

–  die Beibehaltung des Prinzips willing seller – willing buyer; 

·  als wichtiges Argument die bisherige Verfassungstreue der Regierung Namibias. 

Auch wenn natürlich alles möglich ist, so tendiere ich zur Verneinung der oben gestellten 
Frage – ich glaube nicht, dass Namibia ein zweites Zimbabwe wird. 

Vortrag auf einer Veranstaltung des Verbandes für Internationale Politik und Völkerrecht e. 
V. am 08.03.2006 in Berlin 

 
 

     Nr. 46/1989 – 13.11.1989 

Namibia 

Eiserne Faust 
Freiheit in Sicht – und doch wirtschaftlich an Südafrika gekettet: Namibia wird 
nur bedingt unabhängig. 

Fünf Tage lang Hochbetrieb in den Wahllokalen. In brütender Hitze standen schwarze und 
weiße Namibier stundenlang Schlange, um ihre Stimme abzugeben. Einträchtig und – jeden-
falls bis Freitag – ohne Zwischenfälle entließ sich Afrikas letzte Kolonie in die Unabhängig-
keit. 

Die 105jährige Fremdherrschaft über Namibia, die 1884 mit der Übernahme von Deutsch-
Südwest durch das Kaiserreich begann, ging vorige Woche unwiderruflich zu Ende. 

Die militante Befreiungsbewegung SWAPO hoffte auf den Lohn für ihren 23jährigen Krieg 
gegen Südafrika. Doch das gemäßigte Parteienbündnis DTA (Demokratische Turnhallenalli-
anz) war ein starker und, dank Unterstützung durch Südafrika, vor allem auch ein finanzstar-
ker Gegner. So mochte Ende letzter Woche niemand Überraschungen bei der Wahl zur ver-
fassunggebenden Versammlung ausschließen. 

Nahezu zwei Drittel aller rund 700.000 namibischen Wahlberechtigten sind des Lesens und 
Schreibens unkundig. Viele Wähler waren überfordert mit einem Stimmzettel, auf dem sich 
zehn Parteien in alphabetischer Reihenfolge neben ihren Symbolen – meist einem Handzei-
chen – anboten. 

Ob die SWAPO nun im ersten Anlauf die Zweidrittelmehrheit schafft und damit im Allein-
gang Verfassung und Unabhängigkeitsdatum bestimmt oder erst durch Koalitionsverhandlun-
gen die Macht erringt – erster Staatschef des Landes wird voraussichtlich Shafiishuna Sam 
Nujoma, 60, von Anhängern als „Vater der Nation“ gefeiert, von Gegnern als „potentieller Idi 
Amin“ gefürchtet. 
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Nujoma ist der letzte afrikanische Guerilla-Chef alten Stils, der nach jahrzehntelangem SWA-
PO-Buschkrieg im Triumph in sein Land zurückkehrte, um es in die Unabhängigkeit zu füh-
ren. 

Der im Ovambogebiet geborene Bauernsohn ist kein intellektueller Vordenker wie einst Gha-
nas Kwame Nkrumah, kein Charismatiker wie Kenias Jomo Kenyatta, kein mitreißender 
Redner wie Mosambiks Samora Machel. Einer der entschlossensten Politiker der Entkolonia-
lisierung ist er dennoch. 

Nachdem er wegen Protestaktionen in der Hauptstadt Windhuk verhaftet worden war, floh 
Nujoma 1960 ins Ausland. Mit politischem Gespür, ausgeprägtem Machtwillen und Geduld 
verfolgte er, seit 1963 Präsident der SWAPO, sein Ziel: Unabhängigkeit von Südafrika, wel-
ches das Land seit 1920 als Mandatsmacht des Völkerbundes verwaltet.  

Kritik aus den eigenen Reihen duldete der jovial und volkstümlich wirkende SWAPO-Boß 
nicht: Mit eiserner Faust hielt er seine Organisation – den internen wie den militanteren Exil-
Flügel – zusammen. Daß echte oder vermeintliche Dissidenten in den Lagern im angolani-
schen und sambischen Exil grausam gequält wurden, kam erst ans Licht, als entsprechend 
dem Abkommen über den Unabhängigkeitsprozeß die ersten Gefangenen freigelassen wur-
den.  

Nujoma, so deren Vorwurf, habe von den Folterungen nicht nur gewußt, sondern sogar eines 
der Lager im Süden Angolas besucht. Doch die brutale Behandlung der Gefangenen und das 
vertragswidrige Einschleusen von Guerilla-Kämpfern Anfang April in den Norden Namibias 
schienen der SWAPO eher im Ausland als bei ihren Anhängern in Namibia geschadet zu ha-
ben.  

In den Exiljahren hatte sich Nujoma gern in einer radikalen, marxistisch geprägten Rhetorik 
geübt. Als der Rebell mit dem grauen Bart aber nach fast 30 Exil-Jahren in die Heimat zu-
rückkehrte, schlug er versöhnlichere Töne an. Eine gemischte Wirtschaft, ein Mehrparteien-
system, Enteignung von Land nur, wenn es nicht genutzt wird, versprach der SWAPO-Chef, 
den Weißen streckte er die Hand zur Versöhnung hin. 

Auch mit den Herrschern in Südafrika wird Nujoma reden müssen. Denn wirtschaftlich ist 
Namibia völlig abhängig von den Buren am Kap. Schätzungsweise 70 Prozent aller Ge-
brauchsgüter kommen aus dem Süden. Nahezu 80 Prozent aller in Namibia gezüchteten Rin-
der, in diesem Jahr rund 400.000 Stück, werden an südafrikanische Schlachthöfe geliefert. 

Noch stärker ist die Abhängigkeit des Bergbaus. Zwei riesige Sperrgebiete im mineralreichen 
Wüstengebiet am Atlantik gehören der Consolidated Diamond Mines (CDM), einer hundert-
prozentigen Tochter der südafrikanischen De-Beers-Gruppe. Jede neue Regierung in Wind-
huk muß sich hüten, den Bossen der reichsten Diamanten-Fundstätte der Welt – etwa durch 
die von der SWAPO angekündigten Teilverstaatlichungen – zu nahe zu treten. 1987 erwirt-
schaftete CDM rund zehn Prozent des namibischen Bruttosozialprodukts. Auch über Uran 
und andere Mineralien haben ausländische, meist südafrikanische Konzerne die Kontrolle. 

Wenn Mitte dieser Woche das Wahlergebnis bekannt wird, beginnt für die SWAPO eine 
schwere Zeit. Vor allem Südafrika wird entscheiden, ob das Land wirtschaftlich lebensfähig 
sein wird.  

Angesichts dieser Lage scheinen Nujomas Versöhnungsgesten nicht gespielt: Seit Anfang der 
achtziger Jahre lud der SWAPO-Chef wiederholt weiße Farmer, Geschäftsleute und Intellek-
tuelle ins Ausland ein, um mit ihnen über die Zukunft Namibias zu diskutieren. 

Mehrere Weiße – auch Unabhängige – hat er auf sicheren Listenplätzen der SWAPO unterge-
bracht. 
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     19. April 2000 

Kampf um den Zipfel 
Kurz nach den Feiern zum zehnten Jahrestag der Unabhängigkeit droht Namibia 
in den angolanischen Bürgerkrieg gezogen zu werden. 

von peik bruhns, Windhuk 

Manchmal konnte man so viel Lob kaum noch ertragen: Namibia habe eine Verfassung, die 
weltweit zu den demokratischsten gehöre; die »Politik der Versöhnung« zwischen ehemaligen 
Bürgerkriegsfeinden werde effektiv umgesetzt; schließlich gehöre das südafrikanische Land 
zu den wenigen afrikanischen Staaten, auf deren Territorium nach der Unabhängigkeit noch 
kein Krieg oder Bürgerkrieg stattgefunden habe. All das haben europäische und US-amerika-
nische Medien stereotyp über Namibia geschrieben, seit vor etwas mehr als zehn Jahren mit 
der Ratifizierung der UN-Resolution 435 die Unabhängigkeit des Landes in Kraft trat. 

Doch seit Anfang dieses Jahres hat sich die Situation verändert: Zwar wurde nicht geschos-
sen, als am 21. März Präsidenten aller Staaten des südlichen Afrika mit dem namibischen 
Staatschef Sam Nujoma zusammenkamen, um den Unabhängigkeitstag zu feiern. Und doch 
droht der Norden des Landes immer mehr in den Bürgerkrieg des Nachbarstaates Angola ge-
zogen zu werden. 

Selbst im namibischen Parlament wird mittlerweile diskutiert, wie der Warlord der angolani-
schen Unita, Jonas Savimbi, ausgeschaltet werden kann. Spätestens seit im Januar im Norden 
Namibias zwischen Caprivi und Kavango eine fünfköpfige französische Urlauber-Familie    
überfallen und ermordet wurde, hat die namibische Regierung der Unita – die sie für das Mas-
saker verantwortlich macht – offiziell den Kampf angesagt.  

Inoffiziell jedoch ist dies schon einige Monate zuvor geschehen: Am 10. Dezember des ver-
gangenen Jahres wurde die angolanische Grenzstadt Calai über mehrere Stunden bombardiert 
– von Namibia aus. Erst nachträglich räumte die Staatsführung ein, dass der Präsident die an-
golanischen Streitkräfte eingeladen habe, die Unita von namibischem Territorium anzugrei-
fen. Dass dies auch künftig so bleiben solle, kündigte Sam Nujoma an: »Namibia wird nicht 
zögern, angolanischen Truppen die Erlaubnis zu erteilen, von namibischem Boden aus die 
Unita zu bekämpfen«.  

Trotz des Dementis eines Unita-Auslandssprechers in den USA ist es wahrscheinlich, dass die 
Unita für den Überfall auf die französischen Touristen verantwortlich ist. Immerhin wurde 
mit dem Angriff auf Calai die Politik der Nichteinmischung der letzten zehn Jahre beendet. 
Als Namibia vor der Unabhängigkeit noch ein südafrikanisches Protektorat war, war die Uni-
ta von hier sogar unterstützt worden.  

Die Zusammenarbeit des südafrikanischen Apartheid-Regimes mit der Unita wurde erst been-
det, als 1990 die Befreiungsbewegung South-West African Peoples Organization (SWAPO) 
die Regierung des neuen Staates übernahm. Bis heute hat sich die SWAPO an der Macht hal-
ten können – mit allen Tricks: Im November 1998 verabschiedeten die SWAPO-Abgeordne-
ten mit ihrer Zweidrittel-Mehrheit im Parlament eine Verfassungsänderung, die Präsident 
Sam Nujoma eine dritte Amtsperiode ermöglichte. 

Auch bei den Parlaments- und Präsidentschaftswahlen im November und Dezember des ver-
gangenen Jahres wurde leicht nachgeholfen – obwohl das wahrscheinlich gar nicht nötig ge-
wesen wäre: Die SWAPO konnte ihre parlamentarische Zweidrittelmehrheit geringfügig aus-
bauen, Nujoma wurde unangefochten als Präsident wiedergewählt. 
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Dennoch hatten nationale Wahlbeobachter Einschüchterungsversuche der SWAPO und ihrer 
Anhänger ausgemacht: So kam es z. B. bei einer Wahlkampfveranstaltung in Swakopmunds 
Township Mondesa an der Küste des Landes zu einer brutalen Attacke auf den ehemaligen 
Minister für Information und Rundfunk, Ignatius Shixwameni. Ehemals hoher SWAPO-
Funktionär, hatte er vor der Wahl die Seite gewechselt und war für den oppositionellen Kon-
gress der Demokraten (COD) angetreten. Die Verfassungsänderung für Nujoma und die eben-
falls 1998 von der namibischen Regierung getroffene Entscheidung, auf der Seite von Laurent 
Kabila in den Krieg im Kongo einzugreifen, waren für Shixwameni Grund genug, die 
SWAPO zu verlassen. Und nicht nur für ihn: Eine zwar kleine, aber einflussreiche Gruppe 
ehemaliger SWAPO-Politiker gründete zuerst das Forum für die Zukunft (FfF), aus dem 
schließlich im März letzten Jahres die COD hervorging. 

Unter der Führung des ehemaligen SWAPO-Ministers und prominenten Gewerkschafters Ben 
Ulenga hat es die Partei geschafft, innerhalb eines Jahres stark an Einfluss zu gewinnen. Mit 
neun Abgeordneten stellt die COD seit Dezember, als sie bei der Wahl zehn Prozent aller 
Stimmen gewinnen konnte, auch im Parlament die stärkste Oppositionskraft. 

Es ist sicher kein Zufall, dass die namibische Parteinahme im angolanischen Bürgerkrieg mit 
einer stärker werdenden Opposition einhergeht. Jetzt, wo innenpolitisch der Druck wächst, 
versucht sich Nujoma noch mehr nach außen als starker Mann zu präsentieren. Ähnlich wie in 
Zimbabwe drohen auch in Namibia die Auseinandersetzungen zwischen weißen Landbesit-
zern und schwarzen Landlosen in naher Zukunft zu eskalieren. Hinzu kommt der Dauerkon-
flikt um die Caprivi-Region, dessen Folgen unübersehbar sind. 

Seit Jahren versucht die Caprivische Befreiungsarmee (CLA), einen schmalen Zipfel im 
Nordosten des Landes von Namibia abzuspalten. Anfang August des letzten Jahres kam es in 
Katima Mulilo (Caprivi) zu einem bewaffneten Aufstand: Separatisten um das ehemalige 
SWAPO-Politbüro-Mitglied Mishake Muyongo besetzten einen Radiosender, griffen Polizei-
stationen sowie den Flughafen an und rückten erst wieder ab, als die Armee die Stadt bom-
bardierte. Anschließend wurde für fünf Monate der Ausnahmezustand über die gesamte Cap-
rivi-Region verhängt. 

Dieser weit vom Zentrum gelegene Landesteil erhält aus der Hauptstadt Windhuk nur geringe 
finanzielle Zuwendungen. Entsprechend groß ist die Unterstützung der Bevölkerung für die 
Separatisten – obwohl ihnen, nicht nur von der Regierung, enge Kontakte zur Unita unterstellt 
werden. Sollte dies zutreffen, so wäre die namibische Einmischung in den angolanischen 
Konflikt auch eine Kriegserklärung an die Caprivische Befreiungsarmee. Dann ginge es nicht 
mehr um die Fortsetzung des angolanischen Bürgerkriegs auf dem Territorium Namibias, 
sondern um einen Krieg innerhalb Namibias. 

 
 
ZEIT ONLINE      Nr. 47/2004 – 11.11.2004 

Die SWAPO, was sonst? 
Namibia wählt und wird für seine Befreier stimmen. Bessere gibt’s nicht 
Von Bartholomäus Grill 

Windhuk – Nicht einmal in der Parteizentrale merkt man, dass Wahlkampf ist. Kein Plakat an 
der Wand, kein Fähnlein. Niemand wirkt besonders umtriebig oder aufgekratzt im Hauptquar-
tier der South West Africa People’s Organization (SWAPO), die Gleichmut des Siegers. Die 
Swapo hat jede Parlaments- und Präsidentenwahl seit der Unabhängigkeit Namibias souverän 
gewonnen, sie wird auch diese am 15. und 16. November haushoch gewinnen. Auf dem 
Wahlmanifest 2004 ist ein Guerillero mit erhobener Faust zu sehen. Die Mehrheit wird das 
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Kreuzchen neben dieser Faust machen, sie symbolisiert den Befreiungskampf der SWAPO, 
der den Menschen ihre Würde zurückgegeben und vielen ein besseres Leben gebracht hat. 

Das SWAPO-Haus liegt an der Independence Avenue, die vom wohlhabenden weißen Zent-
rum der Hauptstadt Windhuk hinausführt in die schwarze Township Katutura. Als die Ma-
gistrale zu Ehren des obersten deutschen Kolonialherrn Wilhelm II. noch Kaiserstraße hieß, 
war Katutura ein armseliges Ghetto; sein Name bedeutet »der Ort, an dem niemand leben 
will«. Seit der Geburt Namibias anno 1990 hat es sich gewaltig verändert. Die Avenue säu-
men jetzt Palmen. Links und rechts stehen Einkaufszentren, Tankstellen, Banken, gepflegte 
Konsumödnis, wie in einer amerikanischen Vorstadt. Dann das UN Plaza, ein hübsches Kul-
tur- und Sportzentrum, dahinter der Soweto-Markt mit den bonbonbunten Parzellen, Schnei-
der, Metzger, Frisör, Schlüsseldienst, normales Marktleben, das vor nicht allzu langer Zeit 
noch verboten war. Damals, als die Südafrikaner das Land widerrechtlich besetzt und mit der 
Apartheid beglückt hatten, als auf jedem Häuschen die »Stammeskennung« stand, der An-
fangsbuchstabe der Volksgruppe, zu der die jeweiligen Bewohner gehörten. An mancher 
Wand sind die Insignien des Rassenwahns noch gut leserlich: H für Herero, D für Damara    
oder N für Nama. 

Die Independence Avenue wird schmaler. Zur Linken steht ein größeres Haus, davor zwei 
schlaffe Fahnen, das Regionalbüro des Congress of Democrats (CoD). Es ist die stärkste Op-
positionspartei, sie hat sieben Sitze im Parlament, aber weder Geld noch Einfluss, noch ein 
klares Konzept. Das Büro ist nicht besetzt. Hat man schon aufgegeben, in der SWAPO-
Hochburg Katutura Wähler zu gewinnen? »Es wäre ein großer Erfolg, die Zweidrittelmehrheit 
der SWAPO zu brechen«, sagt Agapitus Hausiku später, am anderen Ende der Independence 
Avenue. Er listet die Versäumnisse der Regierung auf, die Armut und die extrem hohe Ar-
beitslosigkeit (Katutura: 40 Prozent). Er prangert die korrupten Parteibonzen an und die Vet-
ternwirtschaft. Er nennt die SWAPO einen vielköpfigen Drachen. Es sieht nicht so aus, als 
könne seine Partei dem Lindwurm Respekt einflößen. 

Geröstete Kuhzungen vor windschiefen Häusern 
»Die haben genauso wenig zu verkaufen wie ein Laden in Moskau vor der Wende«, sagt der 
SWAPO-Abgeordnete Elia Kaiyamo. Auf seiner Krawatte sind Wahlurnen und Stimmzettel 
zu bewundern. Hat seine Partei etwas falsch gemacht? »Gehen Sie mal in irgendein anderes 
Land Afrikas, wo Chaos herrscht, und dann kommen Sie nach Namibia zurück.« Man muss 
unweigerlich daran denken, was Hausiku gesagt hat: »Ich kann die Vergleiche mit herunter-
gewirtschafteten Ländern nicht mehr hören. Wir sollten uns an besseren messen!« 

Jenseits der Independence Avenue beginnt Luxury Hill, der »Luxushügel«, auf dem die Bes-
sergestellten wohnen, darunter auch ein paar Granden der SWAPO. Aber den meisten ist es 
hier zu afrikanisch, sie leben lieber in einer Villa im Süden der Stadt, im Viertel Auasblick 
etwa, wo die Straßen Chamonix oder St. Moritz heißen. Dort befindet sich auch eine kolossa-
le Baustelle, bei deren Anblick man an einen Weltraumbahnhof oder an eine Zitadelle denkt. 
Was wird hier gebaut? Die Vertragsarbeiter sprechen leider nur nordkoreanisch. Und der 
Wachsoldat, der mit seiner MP herumfuchtelt, bellt: »Umkehren!« 

Man hätte natürlich wissen müssen, dass dieses pharaonische Projekt das neue State House 
für den neuen Präsidenten ist. Es wird wohl eine Milliarde namibische Dollar kosten, heißt es, 
rund 125 Millionen Euro. Das sind keine peanuts für die kleine Volkswirtschaft von Namibia 
mit seinen 1,9 Millionen Einwohnern. Den Präsidenten in spe, Hifekepunye Pohamba, hat 
Sam Nujoma, der amtierende Präsident, persönlich ausgesucht, wobei er den unerwünschten 
Gegenkandidaten Hidipo Hamutenya nach allen Regeln der Politkabale demontierte. Sein 
Thronfolger Pohamba ist noch nicht gewählt, aber er rast schon jetzt mit einer jener Eskorten 
durch die Hauptstadt, die eigentlich den höchsten Amtsinhabern vorbehalten sind.  

Hier, wo die Independence Avenue die Monte Christo Road kreuzt, kommen die Mächtigen 
allerdings nur selten vorbei. In dieser Gegend beginnt allmählich das, was man eigentlich ab-
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schaffen wollte: die Dritte Welt, die Armut, das rückständige Afrika. Man muss nur die Omu-
vapu Street in Richtung Norden hinauffahren, wo die »silberne« Stadt beginnt, die endlosen 
Blechhüttensiedlungen, die immer weiter hinausfransen in die karstigen Trockentäler. Aber-
tausende zieht es Jahr für Jahr auf der Suche nach Brot und Arbeit nach Katutura. Wenn sie 
angekommen sind und auf die Felsenkuppen steigen, können sie bis nach Windhuk schauen, 
dem Ziel ihrer Sehnsucht. 70.000 Menschen sollen in den Siedlungen am Rande der Haupt-
stadt leben; genau weiß es keiner. 

Über dem Eingang einer Kaschemme prangt History for Blacks, »Geschichte für Schwarze« – 
als müsse man sich, wenn man schon keine Zukunft hat, wenigstens die Vergangenheit aneig-
nen. Aber die jungen Zecher sitzen da, um im Rausch die Gegenwart zu vergessen, die Aids-
Seuche, die hier wütet, die Armut, die Aussichtslosigkeit. Hat die Regierung versagt? Der 
Mann, der an einem windschiefen Stand geröstete Kuhzungen verkauft, versteht die Frage 
nicht. »Es geht doch, irgendwie.« Und das Leben in den Blechhütten? »Die Leute in den Hüt-
ten sind doch keine schlechten Leute.« Und was die Wahlen angeht: »Natürlich wird die 
SWAPO gewinnen.« Auch bei den Armen genießt die Regierungspartei nach wie vor den Bo-
nus der Befreiungsbewegung. Und bei allen Versäumnissen und Fehlern sollte man nicht ver-
gessen, dass Katutura nicht von ihr geschaffen wurde, sondern vom weißen Apartheid-
Regime. Das verdrängen jene allzu gern, die von der Rassenpolitik profitiert haben und heute 
scheinheilig rufen, die schwarze Regierung tue nichts für »ihre« Leute. 

Die Leute in Katutura sehen das ganz anders. Sie zeigen auf eine nagelneue Schule, die mitten 
im Slum steht. Oder auf die blitzenden Toilettenhäuschen mit Dunstkamin. Sogar solarbetrie-
bene Telefonzellen gibt es. Damit die Menschen nicht vergessen, wem sie das zu verdanken 
haben, sind unter den Fernsprechanlagen oft große Porträts von Präsident Nujoma zu sehen. 
Die Wankelmütigen werden spätestens dann für seine Partei stimmen, wenn der Kampagne-
zug vor ihrer Hütte anhält, wenn es ein warmes Essen gibt, Luftballons für die Kinder, fetzige 
Musik und vollmundige Versprechungen. 

Die Versprechungen wirken wie ein Magnet, der noch mehr Menschen nach Windhuk zieht. 
Zugleich verschärft die ungelöste Landfrage die Landflucht. 6.000 weiße Farmer besitzen 
nach wie vor den Großteil des Grund und Bodens, viele fürchten, dass es irgendwann auch in 
Namibia so kommt wie in Simbabwe, wo unter dem Despoten Robert Mugabe Tausende von 
kommerziellen Landwirten vertrieben wurden. »Der Vergleich mit Simbabwe ist absoluter 
Schwachsinn«, empört sich Uno Katjipuka, eine resolute junge Anwältin. Auch sie treffen wir 
auf der Independence Avenue, in einem Café in der Stadtmitte, wo junge schwarze Aufsteiger 
gern ihren Lunch einnehmen. »Namibia ist ein Rechtsstaat, habt ihr das nicht kapiert?« Au-
ßerdem wollen viele Menschen, die in den Blechhütten von Katutura hausen, gar kein Land. 
Sie wollen ein richtiges Häuschen, einen Job, eine gute Ausbildung für ihre Kinder. Sie träu-
men von Handys, nicht von Harken. 

 
 

      21.11.2004 

Namibia 

SWAPO gewinnt Wahlen mit großer Mehrheit 
21. November 2004 – Die Regierungspartei SWAPO hat bei den Präsidentschafts- und Par-
lamentswahlen in Namibia mit großer Mehrheit gewonnen. Der SWAPO-Kandidat für das 
Amt des Präsidenten, Hifikepunye Pohamba, erhielt 76,4 Prozent der Stimmen, wie die nami-
bische Wahlkampfkommission am Sonntag mitteilte. Ebenso deutlich gewann seine Partei die 
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zeitgleich abgehaltene Parlamentswahl: Nach dem offiziellen Endergebnis entfallen 55 der 72 
Parlamentssitze auf die SWAPO. 

 
Stimmabgabe einer Herero-Frau in Namibia – © dpa/dpaweb 

Pohamba, der vom scheidenden Präsidenten Sam Nujoma ausgesucht worden war, kündigte 
an, die Umverteilung von Land zu Gunsten der armen, schwarzen Bevölkerung werde einer 
der Schwerpunkte seiner Regierungsarbeit sein. Ebenfalls wolle er sich mit der Bekämpfung 
von Kriminalität und Korruption sowie mit dem Kampf gegen die Immunschwächekrankheit 
Aids befassen. „Von nun an werde ich ein Vollzeit-Diener des namibischen Volkes sein“, 
sagte Pohamba bei einer Zeremonie zur Verkündung des offiziellen Wahlergebnisses. 

Der frühere Rebellenführer Nujoma hatte das südwestafrikanische Land mit rund 1,9 Millio-
nen Einwohnern 15 Jahre lang regiert. Pohamba, ein enger Vertrauter Nujomas, leitete als 
Landminister eine Kampagne zur Landenteignung der weißen Minderheit. Er wird am 21. 
März in der ehemaligen deutschen Kolonie Südwestafrika die Macht von Nujoma überneh-
men. Dieser wird noch bis mindestens 2007 SWAPO-Vorsitzender bleiben. Beobachter er-
warten, daß er weiterhin großen Einfluß auf die namibische Politik haben wird. 

Text: Reuters, Bildmaterial: dpa/dpaweb 

 
 

     07.02.2007 

Nujoma stößt auf internen Widerstand 
Machtkampf bei der SWAPO in Namibia 
In Namibia dominiert die ehemalige Befreiungsbewegung SWAPO seit der Un-
abhängigkeitserklärung 1990 zwar unangefochten – doch hinter den Kulissen ist 
ein Machtkampf entbrannt. 
Von Georg Krase 

Die Regenzeit hat in Namibia verheißungsvoll begonnen. Das ist für das wüstenreiche Land 
sehr wichtig und deshalb ein Thema ersten Ranges. In der Politik ist der Machtkampf in der 
SWAPO vor allem ein Thema innerhalb der Partei. Ein Parteitag im August soll über den wei-
teren Kurs und die Führungsfrage entscheiden. 
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2005 war Sam Nujoma als Staatspräsident verfassungsgemäß nach drei Amtsperioden zu-
rückgetreten, blieb aber Parteivorsitzender. Der gewiefte Politiker, der die SWAPO über Jahr-
zehnte des Befreiungskampfes zur Unabhängigkeit und zur politischen Dominanz im Lande 
geführt hat, will auch weiter die Fäden ziehen – zumindest als Parteivorsitzender, und das 
möglichst auf Lebenszeit. 

Viele Namibier begrüßten den Wechsel zum neuen Präsidenten Hifikepunye Pohamba, vor al-
lem den Abbau von Autokratie, die neue Offenheit. Pohambas demonstrative Bescheidenheit, 
der versöhnliche Umgang mit der Opposition, das Vorgehen gegen Korruption sind populär. 
Dieser Präsident lässt sich beraten, spricht mit dem politischen Gegner und respektiert ihn – 
Zeichen einer neuen politischen Kultur. 

Dabei galt Pohamba als Mann Nujomas, der ihn 2004 als Nachfolger ausgesucht und gegen 
innerparteiliche Opposition durchgesetzt hatte. Den wichtigsten Gegenkandidaten, Hidipo 
Hamutenya, hatte Nujoma kurz vor der Entscheidung des SWAPO-Parteitags aus dem Minis-
teramt entlassen. Vor allem die jüngere Generation der SWAPO war enttäuscht, sie hatte von 
Hamutenya Reformen erhofft, ein Aufbrechen alter Strukturen und eine Erneuerung der Par-
tei. Zwar zeigten Diskussion und Kampfabstimmung jenes Parteitags Ansätze einer bislang 
ungewohnten demokratischen Auseinandersetzung, doch durchgesetzt hat sich diese Kultur in 
der Partei bisher nicht. 

Die Ära Nujoma ist keinesfalls beendet. Der Gründungspräsident und »Vater der Nation« 
kontrolliert die SWAPO und nimmt auch staatspolitische Aufgaben wahr. Dagegen macht 
sich in der Partei Unmut breit, bis hinein in die Führung. Den Rat altgedienter Führungsmit-
glieder, auch das Amt des Parteivorsitzenden an Pohamba abzugeben, wischte Nujoma glatt 
vom Tisch. Seither anhaltende heftige Diskussionen gelangen nur hin und wieder an die Öf-
fentlichkeit. Ein anonymer SWAPO-Kenner prangerte 2006 in der Presse den diktatorischen 
Führungsstil Nujomas an und listete namentlich zahlreiche enge Kampfgefährten auf, die in 
der Vergangenheit abgestraft, degradiert und aus der Führung verdrängt worden waren. Nu-
joma wurden die Repression von Gefangenen der SWAPO im Exil, der unüberlegte und ver-
lustreiche Einmarsch von SWAPO-Kämpfern 1989 in Namibia und die eigenmächtige Ent-
scheidung für die Intervention im Kongo-Krieg vorgeworfen. 

Damit verschärften sich Auseinandersetzungen in der Partei. Nujomas Anhänger konzentrier-
ten ihre Angriffe auf Hidipo Hamutenya, der über Jahrzehnte in Schlüsselpositionen als graue 
Eminenz der SWAPO galt. Sein Name fand sich mit denen anderer führender Funktionäre auf 
einer Liste von 35 »imperialistischen Agenten«, die Nujoma 2004 vorgezeigt hatte, ohne ihre 
Herkunft nachzuweisen. Die Liste schwebt seither als Damoklesschwert über den Köpfen der 
Genannten. 

Beim Parteitag im August soll eine Kampfabstimmung wie 2004 vermieden werden. In »be-
währter Art« will man vorher die Weichen stellen. Es geht um die Wiederwahl Nujomas als 
Parteivorsitzender. Es wird lanciert, Nujoma könnte sogar – nach der verfassungsbedingten 
»Auszeit« – 2009 wieder als Staatspräsident antreten (er wird dann 80). Als neue SWAPO-
Generalsekretärin wird Justizministerin Pendukeni Iivula-Ithana ins Spiel gebracht, eine Ver-
traute Nujomas. Die 51-Jährige wird auch schon als künftige erste Präsidentin Namibias ge-
handelt – aber wohl noch nicht für 2009. 

In der SWAPO wächst Besorgnis über Schärfe und Ausmaß der Auseinandersetzungen. Die 
konträren Lager lassen sich weder ideologisch noch ethnisch abgrenzen, oft gibt persönliche 
Loyalität den Ausschlag. Pohamba ist um Ausgleich bemüht, wird sich aber nicht gegen Nu-
joma stellen. Kritiker Nujomas sehen die Gefahr einer offenen Spaltung der Partei. Einige 
warnen vor einer weiteren Zuspitzung, man müsse dem ehemaligen Staatschef einen ehren-
vollen und sicheren Ruhestand garantieren. Doch der denkt offenbar nicht an den Ruhestand, 
auch wenn seine Wahrnehmung der Realität verwunderte, als er auf der Dezember-Tagung 
des Zentralkomitees jeden Fraktionismus in der Partei dementierte. Da schienen Prognosen 
über eine weitere gute Regenzeit in Namibia verlässlicher. 
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     27.11.2007 

Der alte Mann und Namibia 
Turbulenzen vor dem SWAPO-Parteitag 
Von Georg Krase 

In Windhoek beginnt am heutigen Dienstag (27. November) der Parteitag der SWAPO (Süd-
westafrikanische Volksorganisation). Die ehemalige Befreiungsbewegung beherrscht mit 
Zweidrittelmehrheit im Parlament das politische Geschehen in Namibia. 

Auf ihrem Parteitag werden die 600 Delegierten das Zentralkomitee und das Politbüro, den 
Präsidenten und den Generalsekretär der SWAPO und deren Stellvertreter wählen. Es gärt in 
der Partei, seit Sam Nujoma (Foto: dpa) vor zwei Jahren als Staatspräsident zurücktrat. Der 
»Gründungsvater Namibias« wollte das Ruder nicht aus der Hand geben. Er blieb Präsident 
der SWAPO, und es gab sogar Gerüchte, er werde nach einer Auszeit erneut nach dem höchs-
ten Staatsamt greifen. Das schreckte jüngere Reformkräfte in der SWAPO, aber auch manche 
Spitzenfunktionäre. Für sie steht Nujoma für typisch postkoloniale Probleme: autokratischen 
Führungsstil, Mangel an innerparteilicher Demokratie, Korruption und Vetternwirtschaft. 

Wenige Wochen vor dem Parteitag gründeten SWAPO-Dissidenten um den ehemaligen Han-
delminister Jesaya Nyamu die neue Partei »Rally for Democracy and Progress« (RDP). Wei-
tere Prominente schlossen sich an, unter ihnen Hidipo Hamutenya, der lange Zeit als graue 
Eminenz der SWAPO galt. Er hatte hohe Regierungsämter inne und war 2004 von Nujoma 
entlassen worden, als er sich um dessen Nachfolge bewarb. Auch Nujomas Versicherung, er 
werde nicht wieder als SWAPO-Präsident kandidieren, vermochte die Skepsis der Reformer 
nicht zu mildern: Sie befürchteten die Dominanz des »alten Mannes« auch hinter den Kulis-
sen. 

Die RDP-Gründung im Zusammenhang mit dem SWAPO-Parteitag und dessen Personalent-
scheidungen zielt offenbar auf weitere unzufriedene SWAPO-Funktionäre. Zumal bis zu den 
Wahlen 2009 ausreichend Zeit bleibt, um die neue Partei zu profilieren. Hamutenya, inzwi-
schen RDP-Chef, kritisierte die Regierung wegen ihrer Gesundheits- und Bildungspolitik, 
Problemen in der Wasser- und Stromversorgung sowie teurer Luxusbauten. Kritik allein wird 
jedoch nicht ausreichen. Die Erwartungen, die durch die RDP-Gründung geweckt wurden, 
müssen zumindest durch entsprechende Programme gestützt werden. Schon der Kongress der 
Demokraten (COD), vor acht Jahren als Oppositionspartei gegründet, scheiterte daran: Er ist 
nur noch ein Schatten seiner selbst. 

In der SWAPO zieht man bereits alle Register, um sich der Loyalität der Funktionäre zu ver-
sichern. Von Unterschriftslisten mit Treueerklärungen ist die Rede, »unsichere« Parteitagsde-
legierte seien wieder abgewählt worden. Ihre SWAPO-Verbundenheit erklärten die unter Nu-
jomas Einfluss eingesetzte Gewerkschaftsführung und Strukturen der Jugendliga. Vor allem 
in den ländlichen Gebieten Ovambolands im Norden stehen die SWAPO und Nujoma nach 
wie vor für den erfolgreichen Befreiungskampf. Das wissen auch viele Anhänger Hamuteny-
as, die es unter SWAPO-Funktionären gibt. Deren Verhalten wird wohl auch vom Verlauf des 
Parteitags abhängen. 

Kandidat des Politbüros für das Amt des Parteiführers ist Staatspräsident Hifikepunye Po-
hamba. Um den Posten des Generalsekretärs bewerben sich sowohl Nujoma-Vertraute als 
auch Leute, denen Nähe zu Hamutenya nachgesagt wird. Im Lande interessiert aber auch die 
künftige Rolle Nujomas. Der könnte den Streit mit der RDP nutzen, sich erneut als starker 
Mann zu präsentieren. Am Sonntag wetterte er schon mal scharf gegen »Feinde des Landes«. 
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     22.02.2008 

Namibia 

  Auch hier kam die Wende 1990 
Am 21. März wird Namibia volljährig. Wer an einem Märzabend des Jahres 
1990 im Windhoeker Stadion saß, wird sich mit etwas Wehmut an die Geburts-
stunde des Landes erinnern. Trotz vieler Probleme ist Namibia ein afrikanisches 
Land, das funktioniert. 
Von Wolfgang Drechsler 

 
Endlich frei. Das Wandbild ist in Windhoek zu sehen. – Foto: McPHOTO/vario 

Die Sonne glüht in diesen Sommerwochen gnadenlos und heiß über Windhoek. Nur wenig 
bewegt sich im gleißenden Mittagslicht der namibischen Kapitale, kein Hauch von Wind ist 
spürbar. Es liegt etwas Träges, Erschöpftes und doch auch etwas Unbekümmertes in der hei-
ßen Wüstenluft, die bis zur Unabhängigkeit des Landes jahrelang vor politischer Hochspan-
nung knisterte. 

In vier Wochen, am 21. März, wird Namibia (geb. Deutsch-Südwestafrika) volljährig. Wer 18 
Jahre zuvor, an einem regnerischen Märzabend des Jahres 1990, im prall gefüllten Windhoe-
ker Independence-Stadion saß, wird sich mit etwas Wehmut an die Geburtsstunde des Landes 
erinnern. Zwei Fahnenstangen standen damals auf dem Spielfeld nebeneinander: An der einen 
wehte die Flagge der Verwaltungsmacht Südafrika, die wenig später für immer eingeholt 
wurde. Unter der anderen lag eine zum Hissen bereite – die blau-rot-grüne Flagge Namibias 
mit der Sonne im oberen linken Eck. 
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Eine für eine Unabhängigkeitsfeier wichtige Zutat fehlte damals jedoch: Stimmung. Als nach 
mehr als 30-jährigem Widerstandskampf das letzte unter Fremdherrschaft stehende Territori-
um Afrikas um exakt 0.22 Uhr in die Freiheit entlassen wurde, wollte sich partout kein Freu-
dentaumel einstellen. Die Menschen klatschen zwar höflich; echte Begeisterung kam nicht 
auf. Dabei hatte die örtliche Brauerei zur Feier des Tages extra ein Unabhängigkeitsbier pro-
duziert, dessen Alkoholgehalt aber aus Sorge um einen geordneten Ablauf der Festivitäten auf 
vier Prozent beschränkt wurde. Es wäre nicht nötig gewesen: Nach der Geburt des neuen 
Staates zogen alle friedlich von dannen; das deutsche Reiterdenkmal wurde nicht geschleift. 
Stattdessen legten ihm ein paar Jugendliche einen Schal in den Farben der Widerstandsbewe-
gung SWAPO (South West African People’s Organisation) um den Hals. 

Was ist aus Namibia geworden, nachdem der Alltag eingekehrt und das Land international in 
Vergessenheit geraten ist? Ein Blick auf Windhoek mit seinen bunten Jugendstilvillen, Parks 
und Kirchen gibt eine erste Antwort. Schwarz und Weiß flanieren hier heute einträchtig durch 
die City. In den Straßencafes genießen die Menschen Apfelstrudel und Bienenstich oder trin-
ken in einem der Biergärten das nach deutschem Reinheitsgebot gebraute Windhoek Lager. 
Und wer durch das Zentrum der Hauptstadt streift, wundert sich bisweilen, dass man selbst als 
Besucher von deutschen Geschäftsleuten gegrüßt wird – oder von schwarzen Mädchen mit 
Rastalocken, bauchfreiem T-Shirt und einem Handy am Ohr. 

Kein Zweifel: In einem Kontinent der Krankheiten und Bürgerkriege sticht Namibia noch 
immer als ein Land heraus, das funktioniert – und seine Hauptstadt spiegelt das wider. Hier 
verbindet man mit einer Krise noch nicht den Zusammenbruch von Recht und Ordnung wie 
etwa in Simbabwe sondern eher ein defektes Wasserrohr. 

18 Jahre nach der Unabhängigkeit obsiegen in der ehemaligen deutschen Kolonie die Kräfte 
der Beharrung. Wegen der nicht unbedingt vorhersehbaren Vorsicht, mit der die SWAPO jah-
relang zu Werke ging, wird ihr von vielen Seiten Lob zuteil, auch wenn einige den Verdacht 
nicht loswerden, das Ausbleiben eines radikalen Wandels sei weniger einem bewusst pragma-
tischen Kurs zuzuschreiben als schlicht und einfach ein Zeichen politischer Apathie. 

Nichts dokumentiert diese Kontinuität besser als die Straßennamen. Zwar heißt Windhoeks 
Einkaufsboulevard, die noch aus wilhelminischen Kolonialtagen stammende Kaiserstraße, in-
zwischen längst Independence Avenue. Und vom 40 Kilometer entfernten Flughafen fährt 
man jetzt auf dem nach Namibias erstem Präsidenten benannten Sam Nujoma Drive in die 
Stadt. Doch eine ganze Reihe von Straßen tragen wie der Schanzenweg oder der Ausspann-
platz weiterhin deutsche Namen. 

Für Konstanz hat aber auch gesorgt, dass der nach der Unabhängigkeit befürchtete Exodus der 
Weißen nicht stattgefunden hat. Die allermeisten der etwa 30.000 Deutschstämmigen unter 
den knapp 100.000 Weißen sind auch nach der Loslösung von Südafrika in Namibia geblie-
ben. Und das, obwohl die seit der Unabhängigkeit unangefochten herrschende SWAPO ihre 
bequeme Parlamentsmehrheit inzwischen von 57 Prozent auf über 75 Prozent ausbauen konn-
te – und damit eigentlich die Verfassung nach eigenem Gutdünken ändern könnte. Das lang-
jährige Motto der Tageszeitung „The Namibian“ „bringing Africa south“, Afrika nach Süden 
zu verschieben, trifft für die meisten weißen Namibier jedenfalls nicht zu: Sie leben noch 
immer auf einer Erste-Welt-Insel, auch wenn Pessimisten unter ihnen befürchten, dass früher 
oder später die Wellen der Dritten Welt über diesem Eiland zusammenschlagen könnten. 

Ein Grund für die latente Sorge findet sich darin, dass Namibia trotz seiner pluralistischen 
Verfassung in der Praxis einem Ein-Parteien-Staat gleicht. Wie in den wenigen Demokratien 
des Kontinents ist auch hier die Opposition keine Regierung im Wartestand. Ein wichtiger, 
vielleicht sogar der wichtigste Bestandteil der Demokratie fehlt. 

Allerdings könnte sich daran womöglich bald etwas ändern: Ausgerechnet der frühere Au-
ßenminister Hidipo Hamutenya trat im November letzten Jahres aus der Regierungspartei aus 
– „aus Enttäuschung über den Stillstand und das zunehmend autoritäre Gebaren der SWAPO“ 
wie er sagte. Drei Jahre zuvor hatte Hamutenya das Sakrileg begangen, sein Interesse am Prä-
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sidentenamt zu bekunden – und war daraufhin postwendend vom damaligen Staatschef Sam 
Nujoma, der dies als Affront empfand, als Außenminister geschasst worden. In Afrika wird 
ein Nachfolger eben vom allmächtigen Präsidenten oder dem Kollektiv der Partei bestimmt. 
Individualismus und persönlicher Ehrgeiz sind verpönt. Dass auch Hamutenya prompt in der 
Versenkung verschwand, zeigt, dass Kritik in der SWAPO weiterhin wenig erwünscht ist. 

Wie schwer es ist, als neue Partei Erfolg zu haben, hatte zehn Jahre zuvor bereits Hamutenyas 
einstiger Parteikollege Ben Ulenga erfahren müssen. Dessen damals neu ins Leben gerufenen 
Kongressdemokraten (COD) bekamen bei den Wahlen 1999 zwar auf Anhieb zehn Prozent 
der Stimmen – allerdings auf Kosten der Turnhallen-Allianz, Namibias zweiter Oppositions-
partei. An der überragenden Stellung der SWAPO konnte auch Ulenga nichts ändern. 

Die autoritäre Geisteshaltung der SWAPO hat auch fast alle Weißen aus der Politik vertrie-
ben. Seit den Wahlen vor drei Jahren ist unter den 72 gewählten Volksvertretern kein einziger 
Deutschstämmiger mehr vertreten. Dies ist umso bedenklicher, als die deutsche Minderheit 
im ersten Parlament und Kabinett noch die am stärksten überrepräsentierte Gruppe war. 

Nicht zuletzt wegen des von der SWAPO eingeforderten Kadavergehorsams haben sich auch 
in Namibia inzwischen ein paar andere Symptome der afrikanischen Misere eingestellt: Ein 
Beispiel dafür ist der so genannte „heroes acre“, eine Gedenkstätte für Widerstandskämpfer, 
die ein paar Kilometer südlich von Windhoek liegt. Nordkoreanische Brigaden haben hier ei-
ne totalitär anmutende Stätte gebaut, über dem ein gigantischer weißer Obelisk in den Him-
mel ragt. Davor steht das Denkmal des unbekannten Soldaten, dessen Gesichtszüge aber gar 
nicht so unbekannt sind sondern frappant an Ex-Präsident Nujoma erinnern. Nicht weit ent-
fernt haben die gleichen Bauherren einen nicht minder pompösen Präsidentenpalast errichtet, 
der sich über einen ganzen Hügel zieht und das Bundeskanzleramt in Berlin in den Schatten 
stellt. Gesamtkosten dieser Gigantomanie: über eine Milliarde Namibia Dollar (etwa 100 Mil-
lionen Euro). 

Dass gleichzeitig das staatliche Schul- und Gesundheitswesen zerfällt, scheint die Regierung 
weniger zu kümmern. Obwohl die lokalen Zeitungen regelmäßig auf die schlimmen hygieni-
schen Zustände in den Staatshospitälern hinweisen, hat die Regierung bislang nichts dagegen 
unternommen. Dabei hat der simbabwische Politikwissenschaftler John Makumbe erst kürz-
lich bei einem Besuch mahnend darauf hingewiesen, dass auch in seinem Land der Staatszer-
fall mit dem Niedergang der Hospitäler und Schule begann. 

Dass ein Großteil der Staatseinnahmen in den Norden des Landes fließt, wo mehr als die 
Hälfte der knapp zwei Millionen Einwohner Namibias leben, kann man der SWAPO kaum 
verdenken. Zum einen besteht die Regierung ganz überwiegend aus Angehörigen der Volks-
gruppe der dort ansässigen Ovambo. Zum anderen ist das Ovamboland seit jeher die Hoch-
burg der SWAPO und entsprechend groß die Unterstützung. 

Im Volksmund wird die verarmte Region zwischen dem Etosha-Nationalpark und der angola-
nischen Grenze wegen ihrer Unterentwicklung oft auch „Afrika“ genannt. Touristen verirren 
sich kaum hierher. Inzwischen sind hier zwar eine Universität und ein Messezentrum entstan-
den. Ansonsten reiht sich nur ein neues Einkaufszentrum an das nächste. Die sozialen Prob-
leme, allen voran der eklatante Mangel an Jobs, sind trotz der vielen Gelder indes ungelöst 
geblieben. 

Mag die Förderung nach den langen Jahren der Vernachlässigung auch verständlich sein, so 
birgt sie dennoch viele Gefahren. In Namibia könnte das geschehen, was Kenia gerade in eine 
tiefe Krise gestürzt hat: Eine Volksgruppe bekommt alles, die anderen fast nichts. Die Folge: 
zunehmende Ressentiments und schließlich die Entladung. Ein Beispiel dafür sind die im 
Zentralteil lebenden Herero, die viel stärker als die Ovambo unter der deutschen Kolonial-
herrschaft gelitten haben. Die vielen trostlosen Orte zeigen deutlich die Vernachlässigung der 
Region „Alles Geld fließt in den Norden, der Rest wird unterschlagen, und wir gehen fast leer 
aus“ klagt denn auch Katuutire Kaura, einer der bekanntesten Herero und Chef der oppositio-
nellen Turnhallen-Allianz. 
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Die Weißen, die noch immer das Rückgrat der Wirtschaft bilden, kennen solche Sorgen nicht. 
Sie bangen vielmehr um den Fortbestand der von der SWAPO eingeschlagenen Versöh-
nungspolitik – und schauen dabei nervös auf das Chaos in Simbabwe, wo Robert Mugabe zu-
nächst auch fast 20 Jahre still hielt, um die winzige weiße Minderheit dann doch zum Sün-
denbock der von ihm verursachten Wirtschaftsmisere zu machen. Dass Simbabwe inzwischen 
kollabiert ist, scheint sich bis zur SWAPO noch nicht herumgesprochen zu haben. Anders ist 
jedenfalls nicht zu erklären, dass ihre Führungsriege das ruinierte Land und die dort prakti-
zierte „Landreform“ zum Vorbild der eigenen Entwicklung erhoben hat. 

Wenig hilfreich war zudem, dass Nujoma ein besonders treuer Bundesgenosse Mugabes ist 
und vielleicht auch deshalb zum Ende seiner Amtszeit regelmäßig verbale Breitseiten auf die 
hellhäutigen Mitbürger abfeuerte. An guten Tagen titulierte er die Weißen dabei als „rassisti-
sche Eindringlinge“, an schlechten als „weiße Killer-Mafia“. 

Dass Namibia dennoch weit von simbabwischen Zuständen entfernt ist, hat vor allem mit dem 
Rückzug Nujomas aus dem höchsten Staatsamt und der Wahl von Hifikepunye Pohamba zu 
seinem Nachfolger vor drei Jahren zu tun. Der überfällige Wechsel hat die politische Lage im 
Land deutlich entspannt. Obwohl sich an der Politik selbst wenig geändert hat, kann die Ge-
sellschaft heute wieder freier atmen. Anders als Nujoma frönt Pohamba auch keinem Perso-
nenkult sondern gilt als ausgeglichen, bescheiden und zugänglich. Daneben gilt der Vater von 
sechs Kindern als weit weniger launisch. 

Als ehemaliger Minister für Landfragen ist Pohamba aber auch für die bisher eher chaotisch 
verlaufene Bodenreform verantwortlich. Die nicht zuletzt damit verbundene Unsicherheit er-
klärt auch, weshalb der erhoffte Wirtschaftsaufschwung auf sich warten lässt. Die viel be-
schworene Unabhängigkeitsdividende hat eigentlich nur der Tourismus ausgeschüttet, der 
zurzeit wie kein anderer Sektor boomt. Allerdings haben trotzdem noch immer 35 Prozent der 
fast zwei Millionen Namibier keinen Job. 

Wie schon zu Kolonialzeiten bildet der Bergbau das Rückgrat der Wirtschaft. Neuen Rü-
ckenwind hat Namibias Wirtschaft zuletzt vor allem durch die Renaissance der Kernkraft er-
halten. Durch den starken Anstieg des Uranpreises ist nun auch die Zukunft der Rössing-Mine 
bei Swakopmund bis mindestens zum Jahr 2016 gesichert. 

Trotz vieler Hürden und des politischen Stillstands gibt die Lage in Afrikas jüngstem Staat 
folglich Anlass zur Hoffnung. Symptomatisch dafür ist auch, dass Namibias Infrastruktur sich 
noch immer in einem vorzüglichen Zustand befindet. Die tadellosen Teerstraßen strafen je-
denfalls all jene Lügen, die meinen, das Schlagloch sei das Symbol des modernen Afrika. 

(Erschienen im gedruckten Tagesspiegel vom 22.02.2008) 

 
 

     22.02.2008 

Demokratie 

  Überwiegend positiv 
Unter dem Begriff Demokratie versteht fast jeder Afrikaner etwas anderes. 

Vier Wochen lang reisten 25 Studierende und junge Nachwuchswissenschaftler aus Deutsch-
land und dem südlichen Afrika im Rahmen von „Go Africa… Go Germany…“ durch 
Deutschland und Namibia. Ziel dieser Initiative des Bundespräsidenten ist es den deutsch-
afrikanischen Dialog zu fördern sowie ein aktuelles Bild von Afrika, insbesondere Namibia 
zu vermitteln. Im Laufe der Reise spielte vor allem der Begriff der Demokratie eine wichtige 
Rolle. 



 19 
Die Regierungspartei SWAPO verfügt im Parlament seit der Unabhängigkeit über eine stetig 
wachsende Zwei-Drittel- Mehrheit. Demnach ist sie legitimiert, frei zu schalten und zu wal-
ten. Ein anschauliches Beispiel ist die dritte Verlängerung der Amtszeit des ehemaligen Prä-
sidenten Nujoma, für die extra die Verfassung geändert werden musste, denn diese sah nur ei-
ne Wiederwahl vor. 

 
Junge Afrikaner und Deutsche diskutieren über ihre Auffassungen von Demokratie. - Foto: Alice Stüh-
ler 

Die acht Oppositionsparteien spielen eine marginale Rolle. „Sie sind eher mit sich selbst und 
untereinander beschäftigt, als dass sie eine ernstzunehmende Alternative darstellen oder zu-
mindest eine gewisse Kontrollfunktion ausüben könnten“, so Graham Hopwood, Journalist 
und Mitarbeiter des namibischen Instituts für Demokratie. Phanuel Kapaama, Dozent an der 
Universität von Namibia, äußert sich diplomatisch: „Die SWAPO reflektiert nicht in vollem 
Umfang den Geist der Verfassung.“ 

„Wir haben Kommunisten, Zentristenund sogar Kapitalisten.“ Fröhlich zählt Elia George 
Kaiyamo, seit 2000 für die SWAPO in der Nationalversammlung, die verschiedenen ideologi-
schen Richtungen seiner Parteigenossen auf. Die Frage einer Teilnehmerin aus Hamburg, ob 
dadurch Entscheidungsfindungen nicht extrem langwierig seien, wird voller Energie noch vor 
Ende abgeschnitten: „So funktioniert Demokratie! Das ist bei Ihnen in Deutschland nicht an-
ders.“ Er kommt ins Schwärmen und spricht in seinem Redefluss abwechselnd Englisch und 
Deutsch. „Wissen Sie, von Deutschland können wir viel lernen. Ich sage den jungen Nami-
biern immer: Lernt Deutsch, dann werdet ihr auch etwas.“ Unter den Teilnehmern macht sich 
langsam Unmut breit. 

Eine südafrikanische Stipendiatin möchte wissen, wie die SWAPO mit der Vergangenheit 
Namibias umgehe. „Ihr habt genauso wie wir runde 80 Jahre unter dem Apartheitsregime ge-
lebt. Was tut ihr um die Vergangenheit aufzuarbeiten?“ Kaiyamo reagiert ungehalten: „Wir 
möchten dieses Kapitel endlich schließen und nach vorne blicken.“ – Eine Teilnehmerin aus 
Kenia hakt nach: „Meinen Sie die SWAPO?“ – „Nein, nicht nur die SWAPO. Alle Namibier 
wollen das.“ Die Kenianerin schüttelt den Kopf: „Wie kann er sich anmaßen, im Namen aller 
Namibier zu sprechen? Die Vergangenheit totschweigen! So etwas!“ Ein Stipendiat aus Na-
mibia schaltet sich ein: „Komm, lass ihn. Es hat keinen Wert zu diskutieren. Ich hoffe nur, 
dass ihr nicht glaubt alle Politiker in meinem Land seien so.“ Doch die Teilnehmerin ist in 
Rage. „Wie kannst du deinen Landsmann nur in Schutz nehmen. Bei so etwas muss man auf-
stehen und seine Meinung kundtun. Das ist Demokratie!“ 

„Viele Politiker sind ziemlich verwundert darüber, dass die Medien, die ihnen zur Macht ver-
holfen haben, sie anschließend kritisieren“, so Gwen Lister, Gründerin und Chefredakteurin 
der Tageszeitung „The Namibian“. Sie folgert: „Die Idee eines unabhängigen Journalismus ist 
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in der Gesellschaft noch nicht ausreichend verankert.“ Vor allem Sam Nujoma, der erste Prä-
sident Namibias, vertrat die Auffassung, dass alle Journalisten an einem Strang ziehen müss-
ten zur positiven Entwicklung Namibias. Wer Kritik übt, stört die friedliche Atmosphäre und 
zeigt Undankbarkeit der SWAPO gegenüber, die einen jahrzehntelangen Befreiungskampf für 
das ganze Volk geführt hat. 

Obwohl die Freiheit der Medien grundsätzlich gewährleistet ist, möchte Gwen Lister keine 
Entwarnung geben: „In Namibia und in den anderen Staaten des südlichen Afrikas schweben 
wir immer noch in Gefahr unsere Demokratie wieder zu verlieren.“ Den Kirchen, Nicht-
Regierungsorganisationen und anderen Verbänden des öffentlichen Lebens ergeht es in punc-
to Kritik nicht anders. „Zivilgesellschaften werden als Staatsfeinde angesehen“, so Naita His-
hoono vom namibischen Institut für Demokratie. Ein Grundsatzdokument vom Dezember 
2005, in dem sich der Staat verpflichtet regelmäßig Kontakt zu NGOs zu suchen, um „die Re-
gierung näher an das Volk“ zu bringen und Demokratie zu fördern, scheint noch nicht zu wir-
ken. 

Vor uns steht Prins Shiimi, ein Manager und ehemaliger regionaler Regierungsberater. Es 
geht um traditionelle Stammesführer und ihr Verhältnis zum Staat. Eine deutsche Stipendiatin 
fragt, ob jedes Stammesmitglied zur Wahl gehen darf. Shiimi wischt die Frage mit einer 
Handbewegung beiseite. „Ach Wahlen, alle fragen immer gleich nach Wahlen. Zur Demokra-
tie gehört doch viel mehr, zum Beispiel, dass wir uns frei bewegen können. Wir können reisen 
und den anderen Teil unseres Stammes besuchen. Das durften wir während der Apartheid 
nicht. Sie sehen, Demokratie ist ein weiter Begriff.“ Dieser Eindruck bleibt. Je nach Beruf, 
Herkunft und Platz im politischen System assoziiert jeder Namibier mit diesem Begriff etwas 
anderes, aber überwiegend Positives. 

Alice Stühler 

 
 

     03/2008 

Kurzer Überblick über zentrale politische und 
wirtschaftliche Entwicklungen in Namibia 
Das Wichtigste auf einen Blick 

Das Jahr 2007 stand politisch ganz im Zeichen von Entwicklung in der Parteienlandschaft. 
Bei einem Sonderparteitag Anfang Mai in Keetmanshoop spaltete sich die größte Oppositi-
onspartei, der „ Congress of Democrats“ (CoD) in zwei verfeindete Lager. 

Wenige Wochen vor dem alle fünf Jahre stattfindenden 4. ordentlichen Parteitag der Regie-
rungspartei SWAPO kam es zum von langer Hand vorbereiteten Parteiaustritt des früheren 
Außenministers Hidipo Hamutenya (68) und einer Gruppe von Anhängern. Sie gründeten un-
ter dem Namen „Rally for Democracy and Progress“ (RDP) eine neue Partei. Erste öffentli-
che Kundgebungen an verschiedenen Orten des Landes zeigen, dass die neue Partei beträcht-
liche Neugierde weckt und über einigen Zulauf verfügt. Im Gegensatz zu allen anderen Oppo-
sitionsparteien scheint sie nach kurzer Zeit bereits erstaunlich gut organisiert, mobilisierungs-
fähig und auch über gewisse finanzielle Mittel zu verfügen. Sollte es ihr, wie von ihr erhofft, 
gelingen, einen Teil der traditionellen Wählerschaft der SWAPO auf ihre Seite zu ziehen, 
Jung- und bisherige Nichtwähler zu mobilisieren und ein Teil der Anti-SWAPO-Stimmen, die 
sich bisher auf die zersplitterte und disparate bisherige Opposition verteilt, bei sich zu bün-
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deln, könnte der SWAPO nach den nächsten Wahlen in 2009 zum ersten Mal eine ernsthafte 
Opposition erwachsen. 

Der darauffolgende SWAPO-Kongress stand vor dem Hintergrund der Abspaltung der Hamu-
tenya-Gruppe, in Verbindung mit der Unsicherheit über weitere ‚Maulwürfe’ und Sympathi-
santen der neuen Konkurrenz in den eigenen Reihen und dem geplanten Wachwechsel von 
Nujoma zu Pohamba ganz im Zeichen der personellen Erneuerung. 

Zum neuen Präsidenten der SWAPO wählten die Delegierten den Präsidenten des Landes und 
bisherigen Parteivize, Hifikipunye Pohamba (72). Als dessen Nachfolger im Amt des Vize-
präsidenten der Partei – und damit erster Anwärter auf eine spätere Nachfolge als Präsident 
des Landes – wurde der frühere Premierminister Hage Geingob (66) gewählt. 

Die Frage, die sich nach dem Kongress stellt, lautet: Ist die ‚neue’ SWAPO ohne Nujoma eine 
andere SWAPO? Toleranter, pragmatischer, auch weniger korrupt? Oder ist die SWAPO, die 
durch den Auszug der Hamutenya-Gruppe ein Teil ihres liberalen, auch: wirtschaftsliberalen 
Flügels verloren hat, jetzt gar verstärkt auf einem populistischen oder linkspopulistischen 
Kurs? Wer bestimmt jetzt die Geschicke der SWAPO? Endgültige Antworten hierauf sind im 
Moment sicherlich verfrüht. 

Nach Angaben des namibischen Zentralbankchefs Tom Alweendo vom November wird das 
Wirtschaftswachstum 2007 4% betragen, Dies entspräche in etwa dem Niveau des Vorjahres, 
mit leicht rückläufiger Tendenz. 2005 waren es noch 4,8% gewesen. Obwohl die Wirtschafts-
leistung im Zeitraum von 2001 bis 2006 um durchschnittlich 4,5% pro Jahr und damit stärker 
als in NDP2 prognostiziert (4,3%) anstieg, wurden die Beschäftigungsziele des Plans grandios 
verfehlt. Statt eines jährlichen Beschäftigungswachstums von 2,6%, schrumpfte die Beschäf-
tigtenzahl (in der formalen Wirtschaft) inmitten des den Aufschwung tragenden Rohstoff-
booms pro Jahr um durchschnittlich 2,7% (2000-2004). 

Infolge der AIDS-Pandemie ist die Lebenserwartung in Namibia inzwischen auf 49 Jahre ge-
sunken, zum Zeitpunkt der Unabhängigkeit waren es 61. Weiterhin ist jeder fünfte Namibier 
statistisch mit dem HIV-Virus infiziert. 

In der Debatte um ein staatlich finanziertes Grundeinkommen entschloss sich die „BIG-
Coalition“ zu einem ungewöhnlichen Schritt; In einem zweijährigen Pilotprojekt, das aus-
schließlich aus privaten Spenden finanziert wird, soll das Modell auf seine administrative 
Durchführbarkeit und seine armutsmindernden Wirkungen in einer Armensiedlung ca. 100 
km östlich von Windhoek getestet werden. 

 
 


